

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 14. März 1996 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.20 Uhr


                 Ende: 19.38 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  16.16 Uhr bis 17.00 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Frau Engelke



Frau Martens

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede, 

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Herr Peters, 

Herr B. Petersen, Herr R. Petersen, Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, 

Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Frau Hillebrand, Herr B. Petersen,



Frau Schuckenböhmer, Frau Stöcken

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer

Es haben sich

entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß während der Sitzung 45 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Die Stadtpräsidentin stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Sodann verabschiedet Sprecherin Ratsherrn Markus   P e t e r s   (CDU), der mit Ablauf des Monats März 96 sein Mandat als Mitglied der Ratsversammlung aus beruflichen Gründen niederlegen wird.

Herr Peters war seit April 1994 Mitglied der Ratsversammlung, seine Ar​beitsschwerpunkte lagen im Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche, im Ausschuß für Kriegsopfer, Behinderte und Vertriebene sowie im Rechnungsprü​fungsausschuß.

Stadtpräsidentin Reyer spricht Ratsherrn Peters Dank und Anerkennung für sein kommunalpolitisches Engagement aus und überreicht als Abschiedsge​schenk den Bildband "Bäume und Wälder in Kiel und Umgebung".

Die Stadtpräsidentin führt weiter aus, vor der Sitzung seien ihr 108 Unter​schriften einer Initiative "Umbau der Bahnhofstraße" übergeben worden. Die Vorblätter werden zur Kenntnisnahme in die Fraktionen übersandt, die Unter​schriftenliste könne in ihrem Büro eingesehen werden.


Kenntnis genommen

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 11.03.1996 nachgeschickt und


- mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.




Änderung der Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 24
Vereidigung zweier hauptamtlicher Magistratsmitglieder

Dieser Punkt wird vor Tagesordnungspunkt 3 der Tagesordnung behandelt.

Punkt 7 a) Planstellen im Bereich Getränkesteuer               - Drs. 183 -

wird von der S-U-K-Ratskfraktion zurückgezogen.


Aus dem Magistrat


Punkt 26
Anlagen 3 und 4 - Budgetrahmen 1996 und             - Drs. 234 -



allgemeine Bestimmungen - zum Leistungs-



kontrakt des Amtes für Volkshochschule



ist in die Vorlage


Punkt 8
Projekt "Verwaltungsreformmodell Kiel"              - Drs. 192 -



Leistungskontrakte für das Projektjahr 1996



hineingestimmt worden und damit zu ihrem



Bestandteil geworden.


Punkt 11
Satzung über die Einschränkung des Gemeinge-        - Drs. 188 -



brauchs an den der Sondernutzung unterliegenden

Meeresstränden in Schilksee und Falckenstein



- Im Magistrat zurückgestellt -


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit der nachgereichten Anträge und Vorlagen wird anerkannt,

mit Ausnahme der folgenden Tagesordnungspunkte, zur Anerkennung deren


Dringlichkeit die jeweiligen Mehrheiten nicht zustande kommen:


Öffentliche Sitzung

Punkt 7 h)  Transparenz im Vergabewesen und Korruptions-       - Drs. 213 


bekämpfung




Ratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN




- 2/3 Mehrheit der Anwesenden -

Punkt 7 i)  Kooperation in der Abfallwirtschaft der            - Drs. 224 


K.E.R.N.-Region




SPD-Ratsfraktion




- 2/3 Mehrheit der Anwesenden -


Nichtöffentliche Sitzung


Punkt 4

Verleihung des Kulturpreises 1996                  - Drs. 232 -




Stadträtin Schuckenböhmer

- 2/3 Mehrheit der gesetzlichen Zahl (33) -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Stadtrat
Dr.   W u l f f   (DCU) teilt mit, nach Auffassung seiner Frak-

tion handele es sich bei dem Änderungsantrag zu Tagesordnungspnkt 21 um einen Alternativantrag und bittet um entsprechende Prüfung.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

Vor Tagesordnungspunkt 3 ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) nunmehr den bisherigen Tagesordnungspunkt

24. Vereidigung von hauptamtlichen Magistratsmitgliedern

auf. Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung aner-


kannt.


- Annegret   B o m m e l m a n n   (parteilos)

Annegret Bommelmann ist in der Ratsversammlung am 15. Februar 1996 zur hauptamtlichen Stadträtin (Sachgebiet 4) für 6 Jahre gewählt worden.

Nach §§ 66 der Gemeindeordnung ist sie vor ihrem Amtsantritt - dieser er-

folgt zum 1. April 1996 - in öffentlicher Sitzung der Ratsversammlung zu


vereidigen.


Stadtpräsidentin Reyer bittet Frau Bommelmann nach vorne, und

unter Erhebung der rechten Hand spricht Frau Bommelmann folgende Vereidi-


gungsformel nach:

"Ich schwöre, Verfassung und Gesetze zu beachten und meine Amtspflichten 


treu und gewissenhaft zu erfüllen. - So Wahr mir Gott helfe -."


- Erich   S c h i r m e r   (SPD)

Erich Schirmer ist in der Ratsversammlung am 18. Januar 1996 zum Stadtrat


(Sachgebiet 2) für weitere 6 Jahre wiedergewählt worden.

Nach §§ 66 und 64 der Gemeindeordnung ist auch im Fall der Wiederwahl der


Diensteid zu leisten.


Stadtpräsidentin Reyer bittet Herrn Schirmer nach vorne, und

unter Erhebung der rechten Hand spricht Herr Schirmer folgende Vereidi-


gungsformel nach:

"Ich schwöre, Verfassung und Gesetze zu beachten und meine Amtspflichten


treu und gewissenhaft zu erfüllen."

3. Einwohner/innenanfragen


Es liegen keine Anfragen vor.

4. Aktuelle Stunde

für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Rechtsfehlerhafte Bebauungspläne -                          - Drs. 197 -



Unbeachtlichkeit der Mängel durch neue            



Vorschriften in der Gemeindeordnung               



Kenntnis genommen                                 

b) Leitfaden zur Flächenentwicklung ohne Grenzen               - Drs. 160 -



- Die Broschüre ist für die Mitglieder als        




Anlage gesondert beigefügt -                    



Kenntnis genommen                                 

c) Unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben             - Drs. 177 -



Kenntnis genommen                                 

7. Anträge der Fraktion 

a) Planstellen im Bereich Getränkesteuer                       - Drs. 183 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Planstellen Z 7423, Z 7424 und

Z 7426 nach dem Wegfall Getränkesteuer zunächst auf im Jahre 1996 frei werdende Planstellen in der Verwaltung umzusetzen. Diese drei Planstel​len werden im Stellenplan 1997 gestrichen.



Zurückgezogen                                     

b) Umbesetzung des Ortsbeirates Kiel-Mitte                     - Drs. 184 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Als Mitglied für den OBR-Mitte wird



Frau Carmen Becker



Kastanienstraße 6



24114 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Beseitigung von Straßenschäden                              - Drs. 185 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Alle Straßensanierungsmaßnahmen, die notwendig sind, um die Verkehrssi​cherheit der Kieler Straßen zu gewährleisten, werden vorrangig durchge​führt. Um dafür entstehende Kosten zu decken, die über die im Verwal​tungshaushalt veranschlagten Titel hinausgehen, möge der Magistrat alle Sachgebiete auf Haushalts- und Kassenreste hin überprüfen. Fehlanzeige ist erforderlich. Ferner ist zu überprüfen, ob ggf. aus dem Vermögens​haushalt übertragbare Haushaltspositionen vorgezogen werden können. Das Ergebnis der Prüfung ist der Ratsversammlung in der April-Sitzung vorzu​legen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

d) Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des                  - Drs. 186 -



Kunstbeirats                                      



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



Als stellvertretendes Mitglied des Kunstbeirats wird gewählt:



Herr



Rainer Pasternak



Hansastr. 48



24118 Kiel.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

e) Einbindung des Abschlußberichts der Umweltver-              - Drs. 206 -



träglichkeitsuntersuchung zum Flächennutzungsplan 



in Bauleitplanverfahren                           



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Bei der öffentlichen Auslegung zur Beteiligung der Bürger/innen an

der Bauleitplanung gemäß BauG kommt künftig in den Verfahren der vor​bereitenden Bauleitplanung u. a. der Abschlußbericht der Umweltver​träglichkeitsuntersuchung (UVU-Bericht) zum Flächennutzungsplan vom November 1995 samt Anhängen zur Auslage.

2. Im Verfahren zur Neufassung des F-Plans erhalten baldmöglichst

a) die als Träger öffentlicher Belange zu beteiligenden Naturschutz​verbände und -behörden je eine




b) die Ratsfraktionen je zwei




Kopien des UVU-Berichts (ausgenommen dessen Anhang 2 - Kartenteil).

Sie erhalten Einsicht in den vollständigen UVU-Bericht beim Grünflä​chenamt auf dortige Anmeldung.



Beschluß:  Verwiesen

7. e) Einbindung des Abschlußberichtes der Umweltverträg-         - Drs. 206 ​lichkeitsuntersuchung zum Flächennutzungsplan in



Bauleitplanverfahren



Ratsherr
S c h w a r d t   (SPD) beantragt Überweisung in den Bau- und



Umweltausschuß.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: mit Mehrheit

f) Tätigkeitsbericht der Frauenbeauftragten                    - Drs. 207 ​Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor: Die Frauenbeauftragte wird gebeten, einen Tätigkeitsbericht vorzulegen. Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-






bei 4 Gegenstimmen

g) Vergaben im Hochbauamt                                      - Drs. 208 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Der Stadtbaurat wird gebeten, detailliert zum Bericht des Rechnungs​prüfungsamtes (RPA) über die Überprüfung der Vergabe von Bauunterhal​tungsarbeiten in Zeitverträgen Stellung zu nehmen.

2. Der Stadtbaurat wird aufgefordert, der Ratsversammlung mitzuteilen, welche organisatorischen Vorkehrungen getroffen sind oder werden, um die Wiederholung der vom RPA festgestellten Mißstände zu verhindern.



Beschluß:  Verwiesen

7. g) Vergaben im Hochbauamt                                      - Drs. 208 -



Ratsherr
M a l l o n n   (CDU) beantragt Überweisung



in den Vergabe- und den Rechnungsprüfungsausschuß.

Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) regt an, die Überweisung mit der Maß​gabe zu beschließen, daß beide Ausschüsse eine gemeinsame Sitzung zu diesem Thema erwägen.



Federführung soll beim Vergabeausschuß liegen.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: mit Mehrheit

h) Transparenz im Vergabewesen und Korruptions-                - Drs. 213 


​bekämpfung                                        


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung zur Sitzung am 25. April 1996 einen aktuellen (Zwischen-)Bericht über die Maßnahmen zur Schaffung einer besseren Transparenz im Vergabewesen (insb. Einrichtung einer zen​tralen Submissionsstelle und Einführung eines Berichtswesens) und zur Korruptionsbekämpfung zu geben.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

i) Kooperation in der Abfallwirtschaft der                     - Drs. 224 


​K.E.R.N.-Region                                   


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion/  Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. Die Ratsversammlung begrüßt die bisherigen Bemühungen zu einer Koope-

ration im Bereich der Abfallwirtschaft zwischen dem Kreis Rendsburg​Eckernförde und den Städten Kiel und Neumünster (u. a. K.E.R.N.-Ar​beitskreis, gemeinsame Umweltausschußsitzungen, Gespräche von Verwal​tung und Selbstverwaltung).

2. Im Interesse einer Intensivierung und Beschleunigung dieser Bemühun​gen bilden die drei Gebietskörperschaften einen Arbeitskreis aus je drei Vertretern (Verwaltung/Selbstverwaltung), der bis Ende Mai 1996 ein Konzept für eine engere Zusammenarbeit in der Abfallwirtschaft vorzulegen hat.

3. Dem Konzept sollen folgende Eckpunkte zugrunde gelegt werden:

- Gemeinsame Verantwortung für eine auf Dauer sichere, umweltfreund​liche und kostengünstige Abfallentsorgung für die K.E.R.N.-Region

- optimale Ausnutzung der vorhandenen Entsorgungsanlagen durch die gesamte K.E.R.N.-Region und langfristige Sicherung der vorhandenen Kapazitäten für die Region

- gemeinsame Planung für evtl. noch benötigte neue Anlagen

- Offenheit für Verbundlösungen über die K.E.R.N.-Region hinaus (ins​besondere mit den Kreisen Schleswig-Flensburg, Nordfriesland, Plön und der Stadt Flensburg) u. a. mit dem Ziel, auch dort die Planung und den Bau neuer Anlagen am Bedarf in der gesamten nördlichen Re​gion Schleswig-Holsteins auszurichten.

- mittelfristig organisatorische Zusammenarbeit in einer einheitli​chen Rechtsform (z. B. Zweckverband)

4. Das Umweltministerium Schleswig-Holstein wird gebeten, den Arbeits​kreis bei der Erarbeitung der Konzeption, insbesondere im Hinblick auf die Einbeziehung anderer Kreise, zu unterstützen.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

j) Wahl eines stimmberechtigten Delegierten für                - Drs. 228 


​die Mitgliederversammlungen des Deutschen         


Städtetages, LV Schleswig-Holstein                


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Für das aus der Ratsversammlung ausgeschiedene Mitglied Christiane



Pahnke wird



Ratsherr Ulrich Kolb

als stimmberechtigter Delegierter für die Mitgliederversammlungen des Deutschen Städtetages, Landesverband Schleswig-Holstein, gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

k) Wahl eines stimmberechtigten Delegierten für die            - Drs. 229 ​außerordentliche Mitgliederversammlung des        



Städtetages Schleswig-Holstein am 29.05.96        



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Eckehard Raupach - Krummbogen 3 - 5, 24113 Kiel, wird zum stimmberech​tigten Delegierten für die außerordentliche Mitgliederversammlung des Städtetages Schleswig-Holstein am 29.05.1996 gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

 8. Betreff:  Projekt "Verwaltungsreformmodell Kiel" -             - Drs. 192 ​Leistungskontrakte für das Projektjahr 1996       


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Den anliegenden Leistungskontrakten mit den Pilotämtern






18 - Umweltschutz






35 - Amt für Volkshochschule






51 - Sportamt






65 - Hochbauamt






wird zugestimmt.

2. Die in den Leistungskontrakten festgelegten Budgets und die für die Budgetbewirtschaftung vorgesehenen Regelungen sind im

1. Nachtragshaushaltsplan 1996 zu berücksichtigen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

26. Betreff:  Anlagen 3 und 4 - Budgetrahmen 1996 und allgemeine   - Drs. 234 




Bestimmungen - zum Leistungskontrakt des Amtes





für Volkshochschule


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Den Anlagen 3 und 4 zum Leistungskontrakt der Volkshochschule Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

8. Projekt Verwaltungsreformmodell Kiel                           - Drs. 192 -


Leistungskontrakte für das Projektjahr 1996


Punkt
26. der Tagesordnung "Anlagen 3 und 4 - Budgetrahmen 1996 zum Lei-

stungskontrakt des Amtes für Volkshochschule" ist in der gestrigen Magi​stratssitzung in die Vorlage Punkt 8. hineingestimmt worden und damit Be​standteil der Drs. 192.


Ratsherr

K o t t e k   (S-U-K) beantragt getrennte Abstimmung über die


Pilotämter.


Stadtrat

R a u p a c h   (SPD) beantragt namens seiner Fraktion folgende


Änderungen:

"- Amt 18: Reduzierung des Ansatzes im Verwaltungshaushalt um 122.700 DM Reduzierung des Ansatzes im Vermögenshaushalt um 10.000 DM

- Amt 51: Erhöhung des einnahmeansatzes der Schwimmhallen um 130.000 DM

Anlage 1 Ziff. 1 Absatz  2 des Leistungskontraktes wird gestrichen.

Stadträtin   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt namens ihrer


Fraktion folgenden Änderungsantrag:

"Die Verwaltung wird beauftragt, in die Beratung der Leistungskontrakte ei​nen neuen Vorschlag zu Pkt. 7 (Fortschreibungsverfahren der Leistungskon​trakte der Pilotämter einzubringen."


Beschluß: mit Mehrheit


Beschluß über den Pilotkontrakt Amt 18 in der geänderten Fassung:


mit Mehrheit

Beschluß über den Pilotkontrakt Amt 35 in der vorgelegten Fassung: einstimmig

Beschluß über die beantragten Änderungen zum Pilotkontrakt des Amtes 51:


mit Mehrheit

Beschluß über den Pilotkontrakt Amt 51 in der geänderten Fassung: einstimmig


Beschluß über den Pilotkontrakt Amt 65 in der vorgelegten Fassung:


mit Mehrheit bei 6 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

Beschluß über den Änderungsantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 


zum Punkt 7:


mit Mehrheit

Abschließend stellt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) den Tagesordnungs​punkt 8 - Drs. 192 - in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung:


Beschluß: mit Mehrheit





bei 4 Gegenstimmen

9. Anträge der Fraktion 

9. Neubau einer Sporthalle in Gaarden                             - Drs. 187 


​Neufassung gem. Beschluß des Ausschusses für


Schule und Sport in der Sitzung vom 07.03.1996:


Antrag:

1. Die folgenden Beschlüsse des Magistrats zum Bau einer vierteilbaren




Sporthalle in Gaarden werden aufgehoben:




1.1 Beschluß des Raumprogramms vom 13.12.1989 - Drs. 567 - (vierteilbare




Halle mit Tribüne)

1.2 Beschluß über die Erweiterung des Raumprogramms vom 06.06.1990




- Drs. 283 - (ergänzender Nebenbaum)


2. Statt dessen erhält die Verwaltung folgende Planungsaufträge:

2.1 Neubau einer dreiteilbaren Sporthalle mit dem Feldmaß 27 x 45 m für die Fridtjof-Nansen-Schule und die Berufliche Schule Gaarden ein​schließlich Nebenräumen nach DIN. Spätestens 1997 soll die Baumaß​nahme begonnen werden. Die Halle soll eine Tribüne mit rund 400 Plätzen erhalten.

2.2 Neubau einer zweiteilbaren Sporthalle mit dem Feldmaß 22 x 44 m an der Hans-Christian-Andersen-Schule einschließlich Nebenräumen nach DIN. Diese Halle soll im Anschluß ab dem Jahr 1998 gebaut werden.

3. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob an beiden Hallen durch So​lartechnik, Regenwasserrückgewinnung und Photovoltaik-Anlagen Energie​und Wasserverbräuche reduziert werden können. Die Verwaltung wird beauf​tragt, beim Energieministerium Förderungsmöglichkeiten auszuschöpfen.

4. Die Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen für die Turnhallen hat nach den entsprechenden Richtlinien des Europarechtes (93/37 EWG Bauauf​träge) stattzufinden.

Bei Ausschreibung ist unter Punkt Leistungsbeschreibung aufzunehmen, daß ein Generalunternehmer für die Gesamtmaßnahme beauftragt werden soll.

5. Die Bildung von Sponsoringinitiativen soll durch das Sportamt unter-



stützt werden.

9.    Neubau einer Sporthalle in Gaarden                          - Drs. 236 -



hier: Änderungsantrag der S-U-K-Fraktion          



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der letzte Satz des Abschnittes 2.1 des Tagesordnungspunktes 9 möge hei​ßen: "Die Halle soll eine Tribüne mit rund 100 Plätzen erhalten."

9.    Neubau einer Sporthalle in Gaarden                          - Drs. 187 -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt zunächst den Änderungsantrag der S-U-K-Ratsfraktion - Drs. 236 - zur Abstimmung.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Beschluß über Drs. 187 i. d. Fassung des Ausschusses für Schule und Sport: Nach Antrag - einstimmig

10. Betreff:  Richtlinien bei Teilnahme an Meisterschaften         - Drs. 162 -


Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: Den beigefügten "Richtlinien für Beihilfen bei Teilnahme an Mei-





sterschaften" wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Satzung über die Einschränkung des Gemeingebrauchs   - Drs. 188 




an den der Sondernutzung unterliegenden Meeres-   

stränden Schilksee und Falckenstein               (Sondernutzungssatzung Strände)                   


Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: Die beigefügte Satzung über die Einschränkung des Gemeingebrauches an den der Sondernutzung unterliegenden Meeresstränden Schilksee und Falckenstein wird beschlossen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

12. Betreff:  1. Änderung des B-Planes Nr. 570 für das             - Drs. 198 



​Baugebiet Kiel-Schilksee-Pries, beiderseits       

Palisadenweg zwischen Schilksee-Süd und der       

nördlichen Stadtteilgrenze von Friedrichsort      (Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Schilksee-Pries, beiderseits Palisadenweg zwischen Schilksee-Süd und der nördlichen Stadtteilgrenze von Friedrichtsort wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 570 aufgestellt.



Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

13. Betreff:  B-Plan Nr. 823 für das Baugebiet Kiel-Ellerbek,      - Drs. 199 



​Klausdorfer Weg, Schönberger Straße und Arsenal   (Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ellerbek, Klausdorfer Weg, Werftstraße,

Schönberger Straße und Arsenal wird der Bebauungsplan Nr. 823 auf​gestellt.



Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  B-Plan Nr. 871 für das Baugebiet Kiel-Hörn,          - Drs. 200 ​Gablenzstraße, Werftstraße, Schwedendamm,         

Bahnhofstraße (Aufstellungsbeschluß)              


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Für das Baugebiet Kiel-Hörn, Gablenzstraße, Werftstraße, Schwe​dendamm, Bahnhofstraße, wird der Bebauungsplan Nr. 871 aufge​stellt. Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekenn​zeichnet.

II. Gleichzeitig wird für das gleiche Baugebiet wie unter Antrag I. der Aufstellungsbeschluß zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 615 aufgehoben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  B-Plan Nr. 851 für das Baugebiet Kiel-Ravensberg,    - Drs. 201 ​Niebuhrstraße, Steinstraße, Holtenauer Straße,    




Knooper Weg, Bremerstraße (Satzungsbeschluß)      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 851, der in der Zeit vom 15.11.1995 bis 15.12.1995 öffentlich ausgelegen hat, von






a) Herrn Johannes Haluszczak, Steinstraße 29, 24118,

b) Herrn Eckart Döpner, Steinstraße 27, 24118 Kiel, c) Herrn Dr. K. Ahrendt, Steinstraße 25, 24118 Kiel, 

d) Herrn Volker Jürgensen, Niebuhrstraße 16, 24118 Kiel






e) dem Landesamt für Denkmalpflege,






f) dem Umweltschutzamt

g) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V., Kreisgruppe Kiel






werden teilweise berücksichtigt;






h) der Stadtwerke Kiel AG, Postfach 41 60, 24040 Kiel,






i) Frau Dr. Hildegard Carmesin, Steinstraße 23, 24118 Kiel






werden berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Ravensberg, Niebuhrstraße, Steinstraße, Holtenauer Straße, Knooper Weg, Bremerstraße wird der Bebau​ungsplan Nr. 851 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

15. B-Plan Nr. 851 für das Baugebiet Kiel-Ravensberg,              - Drs. 201 ​Niebuhrstraße, Steinstraße, Holtenauer Straße,


Knooper Weg, Bremerstraße (Satzungsbeschluß)

Die gewählten Aufsichtsmitglieder und die Mitarbeiter der Stadtwerke wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Erhaltungssatzung für das Gebiet in Kiel-Holtenau,   - Drs. 202 ​



Tiessenkai 1-20 und Kanalstraße 64-70 sowie 55-71 (Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Gebiet Kiel-Holtenau, Tiessenkai 1 - 20 und Kanalstra-

ße 64 - 70 sowie 55 - 71 wird die Aufstellung einer Erhaltungssat​zung gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB beschlossen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

17. Anträge der Fraktionen

17. Betreff:  Erweiterung des Ostuferhafens in einem               - Drs. 141 



​4. Bauabschnitt

hier: Abbruch der Ruine des U-Boot-Bunkers "Kilian


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: 1. Die Hafen- und Verkehrsbetriebe werden beauftragt, zur Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen zum weiteren Ausbau des Ostufer​hafens als ersten Schritt den Abbruch der Ruinen des ehemaligen

U-Boot-Bunkers "Kilian" bei der Denkmalschutzbehörde zu beantra​gen.

2. Vor dem Abriß des Bunkers sind folgende Voraussetzungen zu schaffen:

a) Ein Wettbewerb für eine künstlerische Arbeit (Objekt o. ä.) ist auszuschreiben, die an die besondere Kieler Geschichte, die der Bunker symbolisiert, erinnert und auch vermittelt. Dieses "Objekt" soll gut erreichbar und vom Wasser aus sicht​bar sein. Es kann allerdings kein Ersatz für den Bunker sein, sondern soll - durch ihn inspiriert - gegen Geschichtslosig​keit und gegen das Vergessen wirken.

b) Vorlage eines klaren Finanzierungskonzeptes, das Antworten gibt, wer was wann bezahlt. Dieses Konzept muß auch die Kon​sequenzen der Umweltverträglichkeitsprüfung berücksichtigen.

c) Unter Beteiligung der betreffenden Ortsbeiräte ist eine Ver​kehrskonzeption zu erstellen, die die Befürchtungen der be​troffenen Stadtteile in die Entscheidungsfindung mit einbe​zieht.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

17. Erweiterung des Ostuferhafens in einem 4. Bauabschnitt         - Drs. 141 


hier: Abbruch der Ruine des U-Boot-Bunkers "Kilian"

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt hierzu den Antrag der Ratsk​fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN - Drs. 222 - alternativ zur Abstimmung.

Dabei erhält die Verwaltungsvorlage - Drs. 141 - die deutliche Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

18. Betreff:  Vorschlag für die Umbenennung des "Oslokais"         - Drs. 165 ​Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der "Oslokai" erhält den Namen " O s t s e e k a i "


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Kieler Hafenvereinbarung                              - Drs. 175 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Nach der Rechtsformumwandlung des Kieler Handelshafens ist die Ge​schäftstätigkeit der zukünftigen "Seehafen Kiel GmbH & Co. KG" nach der als Anlage 1 beigefügten "Kieler Hafenvereinbarung über die Zu​sammenarbeit zwischen der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG und den Un​ternehmen der Kieler Hafenwirtschaft" auszurichten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Benennung von Aufsichtsratsmitgliedern für die       - Drs. 193 ​



Schlepp- und Fährgesellschaft Kiel mbH (SFK)      


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag: a) Als Mitglieder und Ersatzmitglieder der Landeshauptstadt Kiel im

Aufsichtsrat SFK werden für das erste Rumpfgeschäftsjahr der Ge​sellschaft gemäß § 30 Abs. 3 Aktiengesetz gewählt:

Mitglieder                         Ersatzmitglieder







1. Stadträtin Jöhnk                1. Ratsfrau Kühl







2. Ratsherr Oschmann               2. Ratsherr Kähler







3. Ratsherr Dr. Piltz              3. Ratsherr Bernd Petersen

b) Als Vorsitzende des Aufsichtsrates der SFK für das erste Rumpf​geschäftsjahr gemäß § 30 Abs. 3 Aktiengesetz wird vorgeschlagen:







Stadträtin Jöhnk

c) Die Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder der Landes​hauptstadt Kiel aus dem ersten Rumpfgeschäftsjahr werden auch für die folgende Amtszeit, welche sich nach § 9 Abs. 3 des Ge​sellschaftervertrages bemißt, in den Aufsichtsrat der SFK ge​wählt. Dieses gilt auch für den/die für das erste Rumpfjahr vor​geschlagene/n Vorsitzende/n des Aufsichtsrates.

d) Die Aufsichtsratszugehörigkeit der Mitglieder und Ersatzmitglie​der endet ohne förmliche Abberufung mit der auf das Ende einer Legislaturperiode der Ratsversammlung folgenden Entlastung des Aufsichtsrates durch die Gesellschafterversammlung, wenn sie der Ratsversammlung nicht mehr angehören werden. Die Mitgliedschaft endet ferner ohne förmliche Abberufung, wenn ein Aufsichtsrats​mitglied oder Ersatzmitglied aus der Funktion ausscheidet, aus der heraus es gewählt wurde.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Anträge der Fraktion 

21. Betreff:  Änderung der Allgemeinen Tarifpreise für Gas         - Drs. 194 





​der Stadtwerke Kiel AG zum 01.04.96


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustim​men:

"Der Absenkung des Grundpreistarifes II der Allgemeinen Tarifpreise Gas (Heizgastarif) um 0,15 Pf/kWh ab 1. April 1996, auf 





3,80 Pf/kWh, wird zugestimmt."


Beschluß:  A b g e l e h n t  - bei Stimmengleichheit -

Änderung der Allgemeinen Tarifpreise für Gas -                - Drs. 230 ​Änderungsantrag

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN   EN vor: vor:



Der Antragstext von Drs. 194 wird wie folgt geändert:



1. Die Zeilen 6 bis 8 werden durch folgende Fassung ersetzt und als




Punkt 1 des Antrags bezeichnet:

"Die beabsichtigte Preissenkung in der Größenordnung von 1,155 Mio DM

im Grundpreistarif II wird ab dem 01.04.1996 durch eine entsprechende Senkung

a) des Grundpreisanteiles im Grundpreistarif II um 20 DM auf 220 DM/a und

b) des Arbeitspreises im Grundpreistarif II von bisher 3,95 Pf/kWh auf 3,85 pf/kWh an die HeizgaskundInnen weitergegeben."



2. Folgender Punkt wird ergänzt:

VVK und Stadtwerke werden gebeten, dem Wirtschafts- und Umweltausschuß, Magistrat und Ratsversammlung bis zur Sommerpause begründete Vorschläge für eine grundlegende Änderung der Tarifstrukturen im Gasbereich vorzu​legen. Sie sollen zum Ziel haben, die in den verschiedenen Gastarifen vorhandenen Grundpreisbestandteile weitgehend in die Arbeitspreise ein​zubeziehen.



Beschluß:  A b g e l e h n t - bei Stimmengleichheit -

21. Änderung der allgemeinen Tarifpreise für Gas der Stadt-        - Drs. 194 


werke Kiel AG zum 01.04.1996

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter der VVK und der Stadtwerke Kiel AG sind befangen. Sie wirken an der Beratung und Beschluß​fassung nicht mit.

Zur Verwaltungsvorlage liegt noch ein Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt beide Anträge alternativ zur


Abstimmung.


Dabei erhalten beide Anträge 18 Stimmen.

Gemäß § 25 III GeschORV hat somit kein Antrag eine Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten und damit sind beide Anträge abgelehnt.

22. Kleine Anfragen 

a) Bericht des Rechnungsprüfungsamtes der LHS Kiel -           - Drs. 189 ​



Überprüfung der Vergaben von Bauunterhaltungs-




arbeiten in Zeitverträgen (Zeitraum 1995/1996)

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

Wie hoch ist der finanzielle Nachteil, der der LHS Kiel durch die nach Ansicht des Rechnungsprüfungsamtes fehlerhaften Vergaben (s. Bericht RPA) entstanden ist?




Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


b) Kindertagesstätte Hasseer Straße                            - Drs. 190 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Wie ist der Stand der Planung der Kindertagesstätte, die die Arbei​terwohlfahrt im Bereich der Hasseer Straße bauen will?

2. Welche Entscheidungsbeteiligten haben bisher ihre Zustimmung mit wel​chen Gründen verweigert?




3. Welche Auflagen wurden durch die zuständige Genehmigungsbehörde ge-

macht, bzw. wurde tatsächlich ein Lärmschutzgutachten für eine Kin​dertagesstätte gefordert?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


c) Arbeitsplatzentwicklung im Ostuferhafen                     - Drs. 191 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Wie hat sich die Zahl der direkt im Ostuferhafen tätigen Beschäftig​ten bei Firmen und Institutionen vom Februar 1994 bis Februar 1996 entwickelt?

2. Wie hat sich die Zahl der Beschäftigten von Firmen und Istitutionen, die für den Ostuferhafen arbeiten, dort aber nicht angesiedelt sind, von Februar 1994 bis Februar 1996 entwickelt?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


d) Schwarzdeckenerneuerung in der Eckernförder Straße          - Drs. 205 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch belaufen sich die Kosten für eine umfassende Schwarzdecken​erneuerung der Eckernförder Straße in dem Bereich zwischen Wilhelm​platz und Westring?

2. Hält das Tiefbauamt der Landeshauptstadt Kiel eine solche Maßnahme für erforderlich? Wenn nein: Wie will das Tiefbauamt der Landeshaupt​stadt Kiel dauerhaft den jährlich wieder entstehenden Schäden begeg​nen?

3. Wenn ja zu 2.: Wann ist mit dem Beginn der Maßnahme zu rechnen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Ansprüche auf Ersatzflächenausweisungen im                  - Drs. 212 


Entwurf zur Neufassung des F-Plans                



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



1. In welchem Umfang rechnet die Stadtplanung mit der Entstehung von An-

sprüchen auf Ersatzflächenausweisungen, die infolge der naturschutz​rechtlich erforderlichen Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen und infolge des Bestandsschutzes für Dauerkleingärten aus entsprechenden Überpla​nungen im Entwurf zur Neufassung des F-Plans erwachsen?

2. In welchem Umfang sind Ansprüche auf Ersatzflächenausweisungen infol​ge naturschutzrechtlich erforderlicher Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnah​men und infolge des Bestandsschutzes für Dauerkleingärten aus bereits beschlossenen Bauleitplänen zur Zeit noch anhängig?

3. In welchen Bereichen der Gemarkung Kiel sieht die Stadtplanung die Ausweisung der in 1. und 2. benannten Flächenansprüche im Entwurf zur Neufassung des F-Plans vor?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

23. Grosse Anfragen 


a) Umbaumaßnahmen Schauspielhaus                               - Drs. 209 -

Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Theaterdezernent wird gebeten, bis zur Sitzung der Ratsversammlung am 25. April 1996 folgende Fragen zu beantworten, die aus dem Umstand resultieren, daß bei der Sanierung des Schauspielhauses der erforderli​che Abstand unterschritten wird und somit das Einverständnis der betrof​fenen Nachbarn notwendige Voraussetzung der Baugenehmigung ist:

1. Wurde das notwendige Einverständnis der Nachbarn zwischenzeitlich eingeholt?

2. Wurde das Ergebnis dieses Beteiligungsverfahrens den Nachbarn mitge​teilt?



3. Wurde auf dieser Grundlage bis heute eine Baugenehmigung erteilt?

4. Entstanden oder entstehen der Stadt Kiel dadurch finanzielle Nachtei​le, daß das ursprünglich zwischen KLT, Architekt und Bauordnungsamt vereinbarte Vorgehen vom KLT nicht im Zeitrahmen realisiert wurde?

5. Wurden oder werden bereits Honorarkosten fällig, ohne daß eine Bauge​nehmigung vorliegt?

6. Kann der geplante Termin für den Umbaubeginn 01.06.1996 eingehalten werden?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

24. Vereidigung von hauptamtlichen Magistratsmitgliedern

Dieser Punkt wurde bereits nach "Genehmigung der Tagesordnung" behandelt.

25. Betreff:  Satzung der LHS Kiel über die Erhebung einer         - Drs. 221 ​Getränkesteuer (Getränkesteuersatzung)            


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Die anliegende Satzung über die Aufhebung der Satzung der Landes​hauptstadt Kiel über die Erhebung einer Getränkesteuer (Getränke​steuersatzung) vom 01.03.1994 wird mit Wirkung vom 01.04.1996 be​schlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 6 Gegenstimmen

26. Anlagen 3 und 4 - Budgetrahmen 1996 und allgemeine             - Drs. 234 


​Bestimmungen - zum Leistungskontrakt des Amtes


für Volkshochschule


- Bestandteil der Vorlage zu Tagesordnungspunkt 8 -

27. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 25. April 1996 stattfindet und

wünscht allen Anwesenden ein paar erholsame Ferientage und ein frohes


Osterfest.

Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) gibt eine persönliche Erklärung ab:

Aufgrund der Entwicklungen in ihrer Fraktion legt sie mit sofortiger Wir-


kung ihr Ratsmandat nieder.

Stadtpräsidentin   R e y e r
spricht ihr Bedauern über den Rücktritt ei-

nes engagierten Ratsmitgliedes aus.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin Reyer schließt die Öffentliche Sitzung.


Stadtpräsidentin
1. Schriftführer           2. Schriftführerin



1. Stellv.                 2. Stellv.




Schriftführer              Schriftführerin

Protokollführer

